
PERSONALIE

Sarah Palin gibt Debüt 
als TV-Kommentatorin

Braves TV-Debüt der 
republikanischen 
US-Politikerin Sarah 
Palin: Ohne rheto-
rische Highlights 
verlief der erste 
Auftritt der Ex-Vize-
präsidentschafts-
Kandidatin als Kom-
mentatorin beim 

Sender Fox News. Zwar kritisierte sie 
Präsident Barack Obama und bemän-
gelte die geplante Gesundheitsreform, 
doch Breitseiten blieben aus. Der Deal, 
für den Murdoch-Sender zu kommen-
tieren, hatte in den USA Schlagzeilen 
ausgelöst. Insider behaupten, Palin 
wolle ihre TV-Präsenz als Sprungbrett 
für eine Kandidatur bei den Präsident-
schaftswahlen 2012 nutzen.

Fo
to

: A
FP

POLITIK KOMPAKT

Die Polizei im Kosovo hat einen  serbischen 
Minister des Landes verwiesen, weil er von 
Pristina keine Genehmigung für seinen  Be-
such hatte. Der serbische Kosovo-Minister 
Goran Bogdanovic war  ohne Genehmigung 
in das Kosovo gereist und in Strpce im Sü-
den des  Landes aufgegriffen worden.

Sicherheitskräfte haben im Jemen den  An-
führer der radikalislamischen El Kaida Ab-
dullah Mehdar getötet.

Litauen hat erstmals Russland  zu seinen 
Unabhängigkeitsfeiern eingeladen. Zum 
20. Jahrestag der Lossagung von der Sow-
jetunion habe sie an alle  Staatschefs der 
europäischen Länder und der Nachbarstaa-
ten  Einladungen ausgesprochen, sagte 
Präsidentin Daila Grybauskaite.

Vor der Präsidentenwahl in der Ukraine 
haben Wähler aus Frust über die Kandida-
ten im Internet massenhaft ihre Stimmen 
zum Verkauf angeboten. Für Festpreise von  
im Schnitt knapp 50 Euro boten sie an, 
für den Wunschkandidaten der Käufer zu 
stimmen.

Eine Schadensklasse für sich
EU-Kommissarin Rumiana Jeleva fällt bei Anhörung vor allem durch Inkompetenz auf

Brüssel. Die Bühne bebt. Wenn Günther 
Oettinger heute vor dem Europaparla-
ment sein mündliches EU-Examen beste-
hen muss, sind die Gemüter erhitzter als 
in der ersten Wochenhälfte. Seit Montag 
hatte sich bei den Anhörungen der künfti-
gen EU-Kommissare gepflegte Langewei-
le ausgearbeitet, nur versetzt mit einer 
Portion Missvergnügen über die endlosen 
Formelaussagen der meisten Prüflinge. 
Seit gestern herrscht Aufregung. Und die 
Frage steht im Raum: Wie schlecht darf 
eigentlich jemand sein, der Mitglied der 
Brüsseler EU-Exekutive werden will?

Auch der Litauer Algirdas Semeta 
(Steuern), der Finne Olli Rehn (Finan-
zen) und die Außenministerin Catherine 
Ashton hatten bei ihren Befragungen 
enttäuscht. Aber nicht wie Rumiana Je-
leva. Die Bulgarin, für die sich Kommis-
sionschef Jose Manuel Barroso das neue 

Ressort Internationale 
Zusammenarbeit, Hu-
manitäre und Krisen-
Hilfe ausgedacht hat, 
war mit ihrem Auftritt 
eine Schadensklasse 
für sich. Hypernervös 
konnte die 40-Jährige 
weder zu ihren finan-
ziellen Verhältnissen 
noch zu ihrem Portfo-
lio sinnvoll Auskunft 
geben. „Ich habe nichts zu verbergen!“, 
versicherte Jeleva mal auf Englisch, mal 
auf Bulgarisch. Zu sagen hatte sie aber 
auch nichts. Vor allem nicht zur Frage, 
was genau aus ihrer Firma Global Con-
sult geworden sei und ob ihre offiziellen 
Angaben dazu nicht lückenhaft waren. 
Die bulgarischen Behörden könnten alles 
bestätigen, erklärte Jeleva. Das beruhigte 

nicht wirklich, genauso 
wenig wie ihre fah-
rigen Ausführungen 
zum „proaktiven Kri-
senschutz“.

Die Abgeordneten 
verständigten sich, von 
Barroso eine Bonitäts-
auskunft zu verlangen. 
Geschehe dies nicht, 
könnten die Volksver-
treter alle 26 Kommis-

sare bei einer für den 26. Januar geplan-
ten Abstimmung ablehnen.

Solange man es nur mit unbewiese-
nen Vorwürfen zu tun habe, wollte die 
christdemokratische EVP-Fraktion im 
EU-Parlament aber zur bedrängten Par-
teifreundin halten, die Opfer „einer He-
xenjagd“ zu werden drohe. Inoffiziell hieß 
es jedoch in der Fraktion, der Rückzug 

der Bulgarin sei nur eine Frage der Zeit. 
Ein EU-Diplomat bestätigte: „Politisch ist 
sie tot, egal ob sie überlebt oder nicht.“ 
Offenbar wollen die EVP-ler im Gegen-
zug den slowakischen Kandidaten Maros 
Sefcovic aufs Korn nehmen.

Der Crash der bisherigen Außen-
ministerin, Gefolgsfrau des Bulgarischen 
Premiers Bojko Borissow, ist auch für  
die deutsche CDU/CSU peinlich. Die CSU-
nahe Seidelstiftung hat die Karriere der 
in Deutschland promovierten Soziologin 
gefördert, die Christdemokraten haben 
politisch die Hand über sie gehalten. 

Oettinger muss das weiter nicht be-
schweren. Der Bewerber für das Energie-
Ressort hat nach dem bisherigen Verlauf 
der Anhörungen verbesserte Chancen, 
sich als kompetenter Wirtschaftsfach-
mann und unerschrockener Politiker zu 
profilieren.  Knut Pries

Rumania 
Jeleva

Fo
to

: d
pa

Jose Manuel 
Barroso

Fo
to

: d
dp

Streitfall Winterreifenpflicht
Automobilclub will verbindliche Festlegung / Verkehrspolitiker für mehr Kontrollen

Berlin/München/Leipzig. Quer stehen-
de LKWs, Autos mit Sommerreifen im 
Straßengraben, Staus auf den Auto-
bahnen: Der Winter hat den Straßen-
verkehr in Deutschland aus dem Takt 
gebracht. Der Autofahrer-Club „Mobil 
in Deutschland“ fordert die Einführung 
einer Winterreifenpflicht wie in Öster-
reich oder Schweden. Unterstützung 
kommt vom SPD-Verkehrsexperten 
Uwe Beckmeyer.

Von OLAF MAJER

Ein Erlebnis der besonderen Art mit 
einem rumänischen Laster, der bei 
Schneetreiben auf der A9 seine zügige 
Fahrt in Schlangenlinien fortsetzte, 
bringt Michael Haberland noch heute um 
den Schlaf. „Die Reifen waren blank, das 
waren praktisch Slicks. Wenn der hätte 
bremsen müssen, dann wären Todes-
opfer vorprogrammiert gewesen“, sagt 
der Vorsitzende des Automobilclubs und 
Mobilitätsvereins „Mobil in Deutsch-
land“. Seine Forderung: Eine verbind-
liche Winterreifenpflicht für LKWs und 

Autos im Winterzeitraum. „Es ist mir ein 
Rätsel, warum in unserer Regulierungs-
republik ausgerechnet beim wichtigen 
Reifenthema der Gesetzgeber schwam-
mig bleibt. Sonst ist doch für Autofahrer 
alles geregelt und 
vorgeschrieben und 
bei Verstößen war-
tet der lange Buß-
geldkatalog.“ Der 
frühere Verkehrs-
minister Wolfgang 
Tiefensee (SPD) 
habe zwar allerlei 
Verschärfungen für 
Raser und Drängler 
vorgenommen. „Nur 
beim wirklich wich-
tigen Reifenthema 
blieb er untätig“, 
so Haberland. Mit 
einem Appell an 
den gesunden Men-
schenverstand sei 
es nicht getan. „Die 
Praxis zeigt, wir 
brauchen eine ver-

bindliche Pflicht. Möglicherweise auch 
mit staatlichen Anreizen zum Umrüsten. 
Wenn Menschenleben durch den ver-
pflichtenden Einsatz von Winterreifen 
gerettet werden, dann ist es das Geld 

wert.“ 
Auch der SPD-

Verkehrsexper te 
Uwe Beckmeyer 
spricht sich für eine 
Winterreifenpflicht 
aus. „Allerdings 
scheitern wir der-
zeit an der unklaren 
Definition  von Win-
terreifen. Die Kenn-
zeichnung mit dem 
M+S-Symbol reicht 
nicht“, so Beckmey-
er. Hier sei die EU 
gefordert, für deut-
liche Vorgaben zu 
sorgen. „Hier muss 
die EU nun wirk-
lich einmal für klare 
Normen sorgen, da-
mit die Verbraucher 

wissen, was sie für einen Reifen kaufen“, 
so Beckmeyer. Grünen-Verkehrsexperte 
Anton Hofreiter bleibt dagegen skeptisch 
und fordert mehr Kontrollen. „Es nützt 
die beste Regelung nichts, wenn sie  
nicht kontrolliert wird. Deshalb braucht 
die Polizei mehr Personal“, so Hofreiter. 
Bei Speditionen würde sich schnell he-
rumsprechen, wenn LKW-Fahrer häu-
figer als bisher mit Bußgelder belangt 
werden. 

Für Volkmar Vogel (CDU), Vizechef 
im Bundestags-Verkehrsausschuss, 
kann es keine lückenlose Überprüfung 
geben. „Die Kontrollen finden aber statt  
und die Polizei wird regelmäßig fündig. 
Auch für ausländische LKWs gilt die  
deutsche Rechtslage.“ Und die sei laut  
Vogel ausreichend. Mit der Änderung  
der Straßenverkehrsordnung 2006 gebe 
es die Pflicht für Auto- und LKW-Fahrer, 
die Ausrüstung den Witterungsbedingun-
gen anzupassen. „Wer mit Sommerreifen 
im Schnee erwischt wird, zahlt 20 Euro 
Bußgeld, verursacht er dadurch einen  
Stau oder Unfall werden 40 Euro und ein 
Punkt in Flensburg fällig.“ 

Hochschulen

Schavan will Bafög erhöhen
Berlin (dpa). Bundesbildungsministerin 
Annette Schavan (CDU) will das Bafög 
für Studenten und Schüler zum 1. Okto-
ber um zwei Prozent erhöhen. Zugleich 
sollen die Elternfreibeträge um drei Pro-
zent steigen. Dies kündigte die Ministerin 
gestern bei der Vorlage eines Bafög-Be-
richts im Kabinett an. Ein Gesetzentwurf 
solle bald folgen. 

Das Deutsche Studentenwerk (DSW) 
bezeichnete die Anhebung als zu gering. 
Insbesondere bei den Elternfreibeträgen 
– die für die Höhe der jeweiligen För-
derung entscheidend sind – müsse die 
Regierung mehr Mut zeigen. Das DSW 

forderte eine Anhebung um mindestens 
fünf Prozent.

Schavan versicherte, dass das von der 
schwarz-gelben Regierung geplante na-
tionale Stipendienprogramm nicht zu 
Lasten des Bafög gehen werde. Der Bund 
will künftig zehn Prozent der leistungs-
stärksten Studenten unabhängig vom 
Elterneinkommen mit 300 Euro monat-
lich unterstützen. Für die Hälfte dieses 
Betrages sollen Sponsoren in der Wirt-
schaft gefunden werden. Dafür erwartet 
allein der Bund laut Haushaltsplanung 
in den nächsten Jahren Mehrausgaben 
in Höhe von 280 Millionen Euro. 

Stasi-Unterlagen

Großes Interesse an Akteneinsicht
Berlin (dpa). Mehr als 100 000 Menschen 
haben sich im Vorjahr für einen Blick in 
die Stasi-Akten entschieden. Bemerkens-
wert sei, dass ein großer Teil erstmals 20 
Jahre nach dem Mauerfall die Einsicht 
in Papiere der DDR-Staatssicherheit be-
antragte, sagte die Bundesbeauftragte 
für die Stasi-Unterlagen, Marianne 
Birthler. „Viele haben anscheinend einen 
Sicherheitsabstand gebraucht und bis-
lang Angst gehabt, dass es zu weh tut, 
in die Akten zu schauen.“ Es gebe auch 
vermehrt Anträge aus dem Westen. Ihre 
Behörde werde noch „geraume Zeit“ ge-
braucht, betonte Birthler (61). „Anfangs 

wurde ja davon ausgegangen, dass die 
Stasi-Unterlagen-Behörde nur 10, ma-
ximal 15 Jahre arbeiten wird.“ Das 
Interesse an der Hinterlassenschaft des 
Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) 
sei aber nicht zurückgegangen. „Die 
Aufarbeitung der Vergangenheit erledigt 
sich nicht in einer Generation“, sagte 
Birthler. Die Bundesbeauftragte sprach 
sich für eine weitere Novellierung des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes aus. Bislang 
gilt, dass noch bis Ende 2011 ein einge-
schränkter Personenkreis im öffent-
lichen Dienst auf frühere Stasi-Kontakte 
überprüft werden kann. 

Koalitionsziel

Merkel: 
Steuersenkungen 

kommen
Düsseldorf/Frankfurt/Hamburg 
(ddp). Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) hält trotz heftiger Kritik an Steu-
ersenkungen fest. „Ich stelle die Steuer-
strukturreform nicht in Frage. Sie ist 
nach dem Koalitionsvertrag möglichst 
bis 2011 umzusetzen. Dabei bleibt es“, 
sagte Merkel dem Handelsblatt.

Auf die Frage, ob dies auch die Ein-
führung des von der FDP geforderten 
Stufentarifs beinhalte, sagte Merkel: 
„Das ist ein Ergebnis im Koalitionsver-
trag, das wir vereinbart haben.“ Die 
Koalitionsvereinbarung sei noch nicht 
einmal 100 Tage alt. Auf ein Volumen 
der künftigen Steuererleichterungen 
wollte sich Merkel allerdings nicht fest-
legen. „Es ist weitgehend unstreitig, dass 
unser Steuersystem an vielen Stellen ein-
facher und gerechter werden muss.“ Die 
Kanzlerin nahm ihren Koalitionspartner 
gegen Angriffe auch aus den Reihen der 
Union in Schutz. Die FDP wolle nach der 
Wahl nicht dauerhaft etwas anderes sa-
gen als vorher. „Das kann ihr niemand 
ernsthaft ankreiden“, so Merkel.

FDP-Bundestagsfraktionschefin Bir-
git Homburger sagte der Frankfurter 
Rundschau: „Das klare Bekenntnis von 
Bundeskanzlerin Merkel unterstreicht 
die Vereinbarungen des Koalitionsver-
trages.“ Die Financial Times Deutsch-
land berichtete, Merkel wolle die CDU 
bei der Klausurtagung des Parteivor-
standes auf eine Steuerstrukturreform 
2011 festlegen. „Wir verfolgen das 
Ziel, das Steuersystem zu vereinfachen 
und die Leistungsgerechtigkeit zu ver-
bessern, indem wir insbesondere eine 
Korrektur des Tarifverlaufs bei der Ein-
kommensteuer und eine weitere Ent-
lastung insbesondere der kleineren und 
mittleren Einkommen vornehmen“, zi-
tierte die Zeitung aus einer Vorlage, die 
morgen beschlossen werden solle. 

Katholiken-Zentralrat

Afghanistan braucht
Militärschutz

Berlin (dpa). Der Präsident des Zentral-
komitees der deutschen Katholiken, Alois 
Glück, hat den Vorwurf zurückgewiesen, 
die katholische Kirche schweige zum Af-
ghanistan-Einsatz der Bundeswehr. Die 
Position der Katholiken sei ebenso klar 
wie die der evangelischen Kirche, sagte 
der CSU-Politiker im Deutschlandradio. 
Die Aufbauarbeit dort sei ohne militäri-
schen Schutz nicht möglich. Mit Blick auf 
die Äußerungen der Ratsvorsitzenden 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
Margot Käßmann, sagte er, er halte es für 
dumm, wenn die Kirchen sich in einen 
Wettlauf um Schlagzeilen begäben. Er 
wolle Käßmanns Äußerungen – sie hatte 
unter anderem gesagt, nichts sei gut in 
Afghanistan – nicht bewerten. Die Ent-
scheidungen habe die Politik zu treffen.

Bayern

CSU rutscht auf
41 Prozent ab

Kreuth/München (ddp). Das Absinken 
der CSU in einer aktuellen Meinungs-
umfrage auf nur noch 41 Prozent Zu-
stimmung wird im bayerischen Kabinett 
mit Erleichterung aufgenommen. Finanz-
minister Georg Fahrenschon (CSU) sagte 
gestern am Rande der CSU-Fraktions-
klausur in Wildbad Kreuth, nach dem 
Trommelfeuer der letzten Tage sei dieses 
Ergebnis eine Stärkung. Dies tue gut.

Umweltminister Markus Söder (CSU) 
betonte, seine Partei habe auf dieser 
Grundlage die Chance, jetzt in Ruhe 
„unsere Politik weiterzuentwickeln“. Die 
41 Prozent seien jedoch „nix, womit die 
CSU generell zufrieden ist“. Die nächsten 
Wahlen seien aber „noch weit weg“, er-
innerte der Minister.

Energie

Russland und Türkei
planen Kooperation

Moskau (dpa). Russland und die Türkei 
wollen ihre Zusammenarbeit im Energie-
bereich ausbauen. Das beschlossen die 
Regierungschefs Wladimir Putin und Re-
cep Tayyip Erdogan gestern in Moskau. 
Nach Angaben von Putin sollten beide 
Länder die geplante Trans-Anatolien-
Ölpipeline von Samsun am Schwarzen 
Meer nach Ceyhan am Mittelmeer künftig 
im Verbund mit Italien vorantreiben. Zu-
dem intensivierten die Partner die Arbeit 
an der vorgesehenen South-Stream-Gas-
pipeline. 

ZITAT DES TAGES

„Nein. Der Motor läuft, die Richtung 
stimmt. Nur bei Kupplung sanft kommen 
lassen können wir noch besser wer-
den.“ 

CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe auf 
die Frage, ob die schwarz-gelbe Koalition 
einen Neustart braucht.

STUTTMANNS BLICK

Öffentlicher Dienst

Städtebund
kritisiert 

Tarifpoker-Ritual
Leipzig. Der Städte- und Gemeindebund 
hat die  Tarifforderung von fünf Pro-
zent mehr Lohn im öffentlichen Dienst 
als  „unrealistisch“ zurückgewiesen. „In 
dieser Höhe ist das für viele  Kommunen 
unbezahlbar“, sagte Hauptgeschäfts-
führer Gerd  Landsberg dieser Zeitung. 
Schon eine einprozentige Erhöhung 
koste die Kommunen 740 Millionen 
Euro. „Im aktuellen Tarifpoker erleben 
wir leider ein überholtes Ritual, bei der 
die Gewerkschaft genau weiß, dass am 
Ende niemals das geforderte Ergebnis 
herauskommt. Es wäre besser, dieses 
Ritual endlich zu durchbrechen und 
stattdessen langfristige Tarifverträge an-
zuschließen.“ 

Auch das Argument von Verdi und 
Beamtenbund, die Tariferhöhung sei für 
eine Kaufkraftstärkung nötig,  bezeich-
net der Städtebund-Geschäftsführer  als 
irreführend. „Wir  erhöhen die Kauf-
kraft ja nicht dadurch, dass wir den Be-
amten und  Angestellten mehr geben, 
aber am Ende der Bürger über höhere 
Gebühren oder Steuern dies bezahlen 
muss. Da wird Kaufkraft lediglich ver-
lagert“,  so Landsberg. Er hoffe sehr auf 
eine vernünftige Tarifeinigung. „Die Ge-
werkschaft muss wissen, dass bei einem 
zu hohen Abschluss der Druck auf die  
Kommunen wächst, Stellen einzusparen 
und mehr Aufgaben zu  privatisieren und 
auszulagern. Das kann nicht im Interes-
se der  Beschäftigten sein.“  Olaf Majer

China zensiert Google
Pekinger Führung geht mit Hacker-Attacken gegen den Online-Giganten vor

Peking. Peking war gestern Schauplatz 
einer Internet-Sensation – zumindest für 
einige Stunden. Wer sich am Vormittag 
online über politisch heikle Themen wie 
über die verbotene Falungong-Sekte oder 
das Tiananmen-Massaker informieren 
wollte, konnte mit dem Suchdienst Goo-
gle ohne Mühe Bilder von misshandelten 
Anhängern dieser verbotenen religiösen 
Sekte finden, sogar Fotos vom blutigen 
Einsatz der Armee im Juni 1989. Sonst 
sind diese Informationen gesperrt.  

Doch die kurze Morgenröte der In-
ternetfreiheit verblasste so schnell  wie 
sie gekommen war: Gegen Mittag waren 
die Zensoren aufgewacht. Die unter den  

338 Millionen chinesischen Internet-
Nutzern verhasste Botschaft „....kann 
die Seite nicht öffnen“ erschien wieder  
auf den Bildschirmen der Computer.

Den kurzen Blick über die „Große 
Feuermauer der Zensur“ erlaubte ein 
Ereignis, dessen Folgen für den ame-
rikanischen Online-Giganten Google 
noch nicht abzuschätzen sind. In einer 
bemerkenswert offen formulierten Er-
klärung hatte die US-Suchmaschine  
angekündigt, sie erwäge einen komplet-
ten Rückzug aus China. Gleichzeitig setz-
te Google die Selbstzensur außer Kraft, 
mit der google.cn bislang nach  Wunsch 
der chinesischen Behörden unliebsame 

Informationen gesperrt hatte. Unter 
der Überschrift „Ein neuer Umgang mit 
China“ berichtete Google-Chefjustitiar 
David Drummond, im Firmenblog über 
eine Serie von Hacker-Attacken: „Mitte 
Dezember haben wir einen sehr aus-
geklügelten und gezielten Angriff von 
China aus auf die Infrastruktur unseres 
Unternehmens entdeckt, der zu einem 
Diebstahl von Googles geistigem Eigen-
tum führte.“  

Das Hauptziel der Angreifer sei offen-
bar der Zugang zu den Gmail-Adressen 
von chinesischen Bürgerrechtlern gewe-
sen, schrieb Drummond. Unter diesen 
Umständen habe die Firma entschie-

den, „dass wir nicht länger bereit sind, 
unsere Suchergebnisse auf Google.cn zu 
zensieren“.

Der Konzern wolle nun mit den Behör-
den klären, ob die lokale Google-Such-
maschine fortan frei zugänglich gemacht 
werden könne. Drummond: „Wir sind 
uns bewusst, dass dies bedeuten kann, 
dass wir die Website Google.cn und 
möglicherweise auch unsere Büros in 
China schließen müssen.“

Der Google-Konflikt mit der chinesi-
schen Regierung kommt zu einer Zeit, in 
der vor allem Bürgerrechtler  eine deut-
liche Vereisung des politischen Klimas 
spüren.  Jutta Lietsch

So haben SIe gestimmt:

TED

Soll es im Kinder-TV 
ein Werbeverbot für 
Süßigkeiten geben?

78,6 %
Ja

21,4%
Nein

HINTERGRUND

Regelung in Österreich
In Österreich gilt seit 2008 eine Winterrei-
fenpflicht vom 1. November bis zum 15. 
April. In diesem Zeitraum müssen Autos 
mit Winterreifen ausgerüstet sein oder 
aber an mindestens zwei angetriebenen 
Rädern Schneeketten tragen – egal ob 
sich tatsächlich Schnee, Schneematsch 
oder Eis auf der Fahrbahn befindet. Au-
ßerdem müssen die Winterreifen eine 
Profiltiefe von mindestens vier Millime-
tern aufweisen. Bei Verstößen werden 
Bußgelder und Strafen zwischen 35 und 
5000 Euro fällig. Außerdem kann sogar 
das Fahrzeug gleich vor Ort aus dem Ver-
kehr gezogen werden. 

Nullrunde

2010 keine  
Rentenerhöhung

Leipzig (A.J.). 20 Millionen Rentner müs-
sen in diesem Jahr mit einer Nullrunde 
rechnen. Wie die Bild-Zeitung schreibt, 
werden die Bezüge 2010 nicht angeho-
ben, weil die Bruttolöhne je Arbeitnehmer 
2009 im Schnitt um 0,4 Prozent sanken. 
Die Renten sind an die Löhne gekoppelt, 
eine Rentengarantie verhindert aber, 
dass die Bezüge bei einer Lohnsenkung 
ebenfalls sinken.
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